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Verkäufe in die USA unterliegen den mit dem Käufer 
vereinbarten rechtlichen Bedingungen. Dabei werden 
häufig die AGB auf der Internetseite des Verkäufers 
zugrunde gelegt.  
 
 
Vertragsrecht 

 
Zunächst stellt sich die Frage, ob deutsches oder a-
merikanisches Recht anwendbar ist.  
 
Innerhalb der Europäischen Union würde das Prinzip 
gelten, dass es bei Kaufverträgen auf den Standort 
des Verkäufers ankommt. Für Verkäufe an Kunden in 
Europa wäre daher aufgrund des Standortes des Her-
stellers deutsches Recht anwendbar. Ob dieses Prin-
zip in gleicher Weise auf den deutsch-amerikanischen 
Rechtsverkehr anwendbar ist, ist nach den Grundsät-
zen des internationalen Privatrechts zu prüfen.  
Amerikanische Gerichte wenden dazu verschiedene 
Methoden an, so significant contacts test, seat of the 

relationship test, balance of interests test und 

comparative impairment test. 
 
Sodann richtet sich die Frage, ob die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen über das Internet wirksam in 
den Vertrag mit den Kunden einbezogen werden kön-
nen nach den Regelungen des jeweiligen anwendba-
ren nationalen Rechts. Nach deutschem Recht würde 
das aktive Anklicken der Geschäftsbedingungen, nach 
dem sie zwingend gelesen werden mussten, ausrei-
chen. In den USA gilt dieses Prinzip ähnlich.  
 
Eine weitere wichtige Frage ist die zu den Rechten 
von Käufern im Fernabsatz (Online-Handel). Nach 

deutschem (und europäischem) Recht haben die Käu-
fer die Möglichkeit, Ware innerhalb einer bestimmten 
Frist zurückzusenden. Ob dieses für amerikanische 
Kunden in gleicher Weise gilt, hängt vom Recht des 
betreffenden Bundesstaates ab. 
 
Des Weiteren richtet sich nach dem anwendbaren 
nationalen Recht, welche Gewährleistungsregeln zur 
Anwendung kommen. Nach amerikanischem Recht ist 
die Gewährleistungshaftung verschuldensunabhängig. 
Voraussetzung der Haftung ist, dass die ausdrücklich 
oder stillschweigend vereinbarten Eigenschaften nicht 
erfüllt wurden. 
 
 
Produkthaftung 

 
Produktrisiken 

 
Die konkret auftretenden Risiken erscheinen oft ge-
ring. Gleichwohl ist denkbar, dass auch gute Kon-
sumprodukte, allergische oder andere Reaktionen bei 
Menschen auslösen können.  
 
Gefährdungshaftung /Verschuldenshaftung 

 
Grundsätzlich unterliegen alle Produkte der Produkt-
haftung. Dies bedeutet, dass jede Person, die durch 
ein Produkt verletzt oder getötet wird (Opfer) einen 
Schadenersatzanspruch gegenüber dem Hersteller 
dieses Produktes hat. Neben dem Hersteller haftet 
auch der sogenannte Quasi-Hersteller, der zwar nicht 
selbst körperlich fertigen lässt, aber unter dessen 
Verantwortung die Fertigung erfolgt.  
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Ebenso haftet nach europäischem Recht und ameri-
kanischem Recht der Importeur innerhalb des Import-
landes, sofern der Hersteller nicht im Importland 
selbst vertreten ist.  
Die Produkthaftung ist eine verschuldensunabhängige 
Haftung, eine sogenannte Gefährdungshaftung. Es 
kommt also nicht darauf an, ob die Fehlerhaftigkeit 
des Produktes von dem Hersteller verschuldet ist oder 
von ihm zu vertreten ist, allein das in Verkehrbringen 
eines fehlerhaften und damit gefährlichen Produktes 
begründet bereits die Haftung des Herstellers. 
 
Über die Gefährdungshaftung hinaus kann zusätzlich 
eine verschuldensabhängige Haftung bestehen, so-
genannte Verschuldenshaftung. Haben also verant-
wortliche Personen des Herstellers ihre Sorgfaltpflicht 
verletzt und gefährliche Produkte willens und wissent-
lich in Verkehr gebracht, haften sie persönlich wegen 
fahrlässiger Tötung oder aus anderen Gründen für 
den Schaden. 
 
 
Strafschadenersatz in den USA ( punitive damages) 

 
Im Grundsatz gelten diese rechtlichen Strukturen 
auch für die Produkthaftung in den USA. Dabei beruht 
sie weitgehend auf der einschlägigen Rechtspre-
chung.  
Ferner kann ein Unternehmen in den USA sogar in 
Anspruch genommen werden, wenn das gleiche feh-
lerhafte Produkt von mehreren, den gesamten Markt 
beherrschenden Herstellern produziert wurde und die 
den Markt beherrschenden Hersteller nicht beweisen 
können, dass das Produkt nicht von ihnen stammt 
(Market Share Liability). Jeder Hersteller dieses feh-
lerhaften Produktes muss entsprechend seinem 
Marktanteil haften. 
   
Ebenso kann ein deutscher Investor auf Schadener-
satz für Produkte in Anspruch genommen werden, die 
er weder hergestellt noch vertrieben hat. Dies gilt 
selbst dann, wenn der Investor bei Übernahme eines 
Unternehmensanteils keine Vereinbarung über die 
Haftung für bereits ausgelieferte Produkte getroffen 
hat (Grundsätze der Successor’s Liability).   
 
Anders als im deutschen Recht erlaubt das amerika-
nische Recht dabei Ersatzansprüche, die den eigentli-
chen wirtschaftlich bezifferbaren Schaden weiter ü-
bersteigen. Dieser sogenannte Strafschadensersatz 
(punitive damages) soll über den Schadensausgleich 

hinaus allgemein abschreckenden Charakter haben. 
In einigen amerikanischen Bundesstaaten erreichen 
punitive damages exzessive Höhen, weil sie von Ge-
schworenen als Laienrichtern festgesetzt werden. In 
den letzten Jahren haben jedoch die obersten Bun-
desgerichte den Trend zu immer höheren Ersatzzah-
lungen gebrochen und diese auf überschaubare Be-
träge zurückgeführt. Gerichtsurteile mit punitive da-
mages von amerikanischen Gerichten sind in 
Deutschland nicht vollstreckbar, weil sie den 
Grundsätzen des deutschen Rechtssystems wesent-
lich widersprechen. Dieses bedeutet, dass ein verur-
teilter Hersteller keine praktischen Folgen aus Verur-
teilungen in den USA erleidet, solange er sich nicht in 
die USA begibt oder dort Vermögenswerte unterhält. 
 
 
Zuständigkeitsprobleme mit den USA 
 
Die Zuständigkeit der amerikanischen Gerichte wird 
sehr weit angesehen. Es genügt ein nur geringer Be-
zug zu den USA, um die Zuständigkeit zu begründen, 
beispielsweise durch Reisen, Geschäftstätigkeit in 
den USA etc. 
 
Die Vereinigten Staaten haben einundfünfzig ver-
schiedene Gerichte, die über Produkthaftung ent-
scheiden; jeweils ein Gericht für jeden der fünfzig 
Bundesstaaten und das sog. federal government.  
Die gesetzlichen Grundsätze des Produkthaftungs-
rechts können zwar in den Vereinigten Staaten verall-
gemeinert werden, da diese überall gelten, jedoch 
müssen insbesondere die Einzelheiten eines jeden 
Produkthaftungsfalls in Verbindung mit der jeweils 
geltenden spezifischen Rechtsordnung des Einzel-
staates und des Bundesgesetzes analysiert werden.  
Vertragsparteien haben zwar die Möglichkeit, in Kauf- 
und Vertriebsverträgen das anwendbare Recht zu 
wählen, das sie für vorteilhaft halten. Das Gericht 
kann diese Rechtswahl jedoch aufheben, wenn es ein 
anderes Recht für anwendbar hält.  
  
 
Wichtige aktuelle US-Gerichtsrechtsprechung für aus-
ländische Unternehmen  
 
Insbesondere zwei neue vom amerikanischen Obers-
ten Gericht (US Supreme Court) entschiedene Fälle 
sind für ausländische Unternehmen von entscheiden-
der Bedeutung. Diese Urteile des US Supreme Court 
binden die gesamte Rechtsprechung der Gerichte 
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(staatlich und föderal) bezüglich ausländischer Unter-
nehmen.  
In dem Fall „Daimler AG gegen Bauman“ (Januar 
2014) hat der US Supreme Court entschieden, dass 
US-Gerichte für Klagen ausländischer Unternehmen 
nicht zuständig seien. Es sollte geklärt werden, ob 
US-Gerichte eine „general jurisdiction“ über ausländi-
sche Mutterunternehmen haben. Die Vorinstanz hatte 
die „general jurisdiction“ bejaht. Schließlich habe die 
Daimler AG eine Tochtergesellschaft in den USA, 
dadurch unterliege auch die Muttergesellschaft dem 
Zugriff der US-Justiz. Der US-Supreme Court ent-
schied jedoch anders: Es stellte fest, dass die Daimler 
AG nicht in den USA „zu Hause“ („at home“) sei. Eine 
Tochtergesellschaft und Geschäftsaktivitäten in den 
USA reichten nicht aus. Ferner weise der Fall auch 
keinen inhaltlichen Bezug zu den USA auf. Gegens-
tand der Klage waren angebliche Verwicklungen der 
argentinischen Daimler-Tochtergesellschaft in Men-
schenrechtsverletzungen in den Jahren 1970/80.   
Das Oberste Gericht hat die Rechtssache abgewie-
sen.  
In einem anderen Fall „Walden gegen Fiore“ (Februar 
2014) hat der US Supreme Court festgestellt, dass es 
für die Zuständigkeit der Verurteilung eines Angeklag-
ten, der eine andere Person absichtlich verletzt hat, 
darauf ankommt, wo der Angeklagte seine schädi-
gende Handlung begangen hat. Dies gilt auch dann, 
wenn der Verletzungserfolg an einem anderen Ort 
eintritt (selbst dann wenn der Angeklagte dort seinen 
Wohnsitz hat). 
 
Derzeit ist ungeklärt, wie weit die unteren Instanzge-
richte diese Grundsätze des US-Supreme Court ge-
gen ausländische Unternehmen in Produkthaftungs-
fälle anwenden werden. Die aufgeführten Zuständig-
keitsstreitigkeiten müssen daher im Voraus bei der 
Analyse des Einzelfalls mitbeachtet werden. 
 
 
 
Strategien zur Vermeidung der Produkthaftung 

 
Vertraglicher Haftungsausschluss für Produktfehler? 

 
Produkthaftung lässt sich nicht vertraglich abbedin-
gen. Die Opfer sind typischerweise eben nicht Ver-
tragspartner des Herstellers, sondern im Voraus nicht 
vorhersehbare Nutzer. Erleidet daher ein Opfer einen 
Schaden, besteht der Anspruch uneingeschränkt ge-
genüber dem Hersteller auch ohne Vertragsverhältnis, 

sondern aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen 
oder Grundsätze aus der Rechtsprechung.  
 
Vermeidung von Produktfehlern / Qualitätsmanage-

ment 

 
Die Vermeidungsstrategie muss sich daher darauf 
richten, dass von vornherein kein Produktfehler auf-
tritt. Dieses lässt sich nur im Wege des Qualitätsma-
nagements erreichen. Dazu gehört nicht nur die Aus-
gangskontrolle der Waren, sondern auch die Ein-
gangskontrolle und rückwärtige Kontrolle der Vorliefe-
ranten. Der Hersteller muss daher zur Abwehr von 
Produkthaftungsrisiken mit dem Vorlieferanten Quali-
tätssicherungsvereinbarungen treffen und auch dafür 
Sorge tragen, dass die Qualität entsprechend ein-
gehalten wird.  
 
Der Hersteller sollte in der Zusammenarbeit mit dem 
Lieferanten oder insgesamt mit Vorlieferanten aller-
dings über das Qualitätsmanagement hinaus weitere 
Vereinbarungen treffen. Daher sollte das Qualitäts-
management und die Qualitätsebene im Einzelnen 
schriftlich vereinbart werden. Zusätzlich sollte der 
Hersteller mit dem Lieferanten eine Regressregelung 
und Freistellungsvereinbarung treffen, nach der der 
Lieferant für den Fall einer Inanspruchnahme des 
Herstellers verpflichtet ist, den Anspruch mit abzu-
wehren, dafür die Kosten zu tragen, eventuelle Kosten 
im Voraus zu übernehmen (Freistellung) und gegebe-
nenfalls bei einer Verurteilung die Schadensersatz-
verpflichtung abzudecken. Für diese Vereinbarung 
sollte der Lieferant eine entsprechende Produkthaft-
pflichtversicherung vorlegen, die unmittelbar vom  
Hersteller im Risikofall in Anspruch genommen wer-
den kann. 
 
Aufklärung der Konsumenten / Warnhinweise 

 
Ein weiteres übliches Mittel zur Einschränkung der 
Produkthaftung ist die weitreichende Aufklärung des 
Konsumenten. Diese Aufklärung und Information 
muss sich in der Sendung des Produkts oder am Pro-
dukt befinden, damit sie vom Konsumenten wahrge-
nommen werden kann. Sie muss im Grundsatz so am 
Produkt befestigt werden, dass auch andere Konsu-
menten, die mit dem Produkt zu tun haben, und nicht 
nur der erste Empfänger die entsprechenden Warn-
hinweise wahrnehmen können.  
 
Rückrufaktionen im Gefahrenfall 
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Bei Auftauchen eines Produktfehlers im Markt muss 
der Hersteller sofort alle anderen betroffenen Produk-
te von den Kunden zurückrufen können. Dieses ist für 
den Hersteller mit überschaubarem Aufwand möglich, 
soweit die Endkunden über die Käuferdatenbank be-
kannt sind. Da sich die Produkte aber auch inzwi-
schen in anderen Händen befinden können, ist gege-
benenfalls eine zusätzliche Maßnahme über öffentli-
che Medien erforderlich. Dabei ist wichtig, dass der 
Hersteller die Chargen seiner Produkte im Einzelnen 
nachvollziehen kann, so dass nicht alle Produkte im 
Markt zurückgerufen werden müssen, sondern ledig-
lich bestimmte, etwa mit einem bestimmten Design 
identifizierbare. 
 
 
Produkthaftpflichtversicherung 

 
Eine weitere Haftungsvermeidungsstrategie liegt in 
einer entsprechenden Betriebshaftpflichtversicherung 
für den Hersteller selbst, einschließlich einer Produkt-
haftpflichtversicherung. Die Produkthaftpflichtversi-
cherung muss um eine Rückrufversicherung ergänzt 
werden.  
Der Unternehmer in Deutschland sollte den US-
amerikanischen Partner verpflichten, eine Produkt-
haftpflichtversicherung für den amerikanischen Markt 
abzuschließen.   
 
Gesellschaftsrechtliche Abschottung 

 
Eine weitere Maßnahme zur Haftungsabschottung 
kann darin liegen, die Produkte in den USA aus-
schließlich über eine dort eingesetzte eigene Tochter-
gesellschaft zu veräußern. Dabei ist im Einzelfall zu 
klären, ob diese Gesellschaft im Rahmen von deren 
Geschäftstätigkeit als reine Vertriebsgesellschaft aus-
reicht, um den Hersteller vor dem amerikanischen 
Produkthaftungsanspruch zu schützen. Zusätzlich ist 
zu prüfen, wie eine solche Tochtergesellschaft aus-
gestaltet werden muss, insbesondere ob sie als ope-
rative Gesellschaft tätig sein muss, damit keine 
Durchgriffshaftung auf den Hersteller entsteht. In risi-
kogeneigten Geschäftsfeldern wird häufig empfohlen, 
eine zweite Zwischengesellschaft einzuschalten, die 
zunächst in einem Fall eines Haftungsdurchgriffs als 
weiterer Puffer vor der deutschen Muttergesellschaft 
liegt. Dabei ist zu bedenken, dass jegliche Zwischen-
schaltung von Gesellschaften an den jeweiligen 
Standorten steuerliche Folgen auslöst. 
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